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Stand: Mai 2018

Musterbeispiele zur Datenschutzgrundverordnung:
Geheimhaltungs- und Datenschutzerklärung für ArbeitnehmerInnen, freie DienstnehmerInnen und PRAE-EmpfängerInnen gemäß den Vorschriften des Datenschutzgesetzes (DSG) und der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)
Achtung: Bitte beachten Sie, dass es sich hierbei um Beispiele handelt und verwenden Sie diese nicht ungeprüft, da Sachverhalte unterschiedlich zu bewerten sind. Lesen Sie in unserer Zusammenfassung mit den für Vereine und Verbände wichtigen Punkten der DSGVO nach bzw. lassen Sie sich im Zweifelsfall professionell beraten.

Arbeitgeber:
Name: _____________________________________

Adresse: ___________________________________

ArbeitnehmerIn
Name: _____________________________________

Geburtsdatum und -ort: _______________________

Sozialversicherungsnummer: ___________________

Familienstand: _______________________________
Staatsbürgerschaft: ___________________________
Adresse: ____________________________________
I.
Geheimhaltungspflicht

Als ArbeitnehmerIn werden mir für meine Arbeit unter anderem auch personenbezogene Daten zur Verfügung gestellt. Daher bin ich verpflichtet, über sämtliche mir im Zusammenhang mit meiner Tätigkeit innerhalb des Betriebs zur Kenntnis gelangten Vorgänge, Geschäftsgeheimnisse und Daten gegenüber Dritten Stillschweigen zu bewahren. Diese Geheimhaltungspflicht gilt sowohl während meines aufrechten, als auch nach Beendigung meines Arbeitsverhältnisses.

II.
Verbot von Abschriften organisationseigener Dokumente
Auch ist es mir nicht erlaubt, von organisationseigenen Unterlagen, elektronischen Daten und Ähnlichem, Kopien und Abschriften zu erstellen oder diese auf irgendeine Weise, außerhalb der durch den Betrieb des Vereins/Verbands vorgesehenen Nutzung, zu verwenden und/oder an Dritte weiter zu geben.
III.
Verpflichtung zur Einhaltung des Datenschutzes gemäß DSG und DSGVO

Ich verpflichte mich, die Vorschriften des Datenschutzgesetzes sowie der DSGVO zu wahren und den Datenschutz und die Datensicherheit unabhängig davon, ob es sich um gesetzliche Verpflichtungen oder einer Anordnung innerhalb der Organisationsordnung handelt, einzuhalten.

Mir ist bekannt,

· dass es untersagt ist, unbefugten Personen oder unzuständigen Stellen Daten mitzuteilen oder ihnen die Kenntnisnahme zu ermöglichen sowie Daten zu einem anderen als dem zum jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenvollzug gehörenden Zweck zu verwenden,

· dass ich das Datengeheimnis gemäß § 6 DSG zu wahren habe, indem ich personenbezogene Daten, die mir ausschließlich aufgrund meiner berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut oder zugänglich gemacht wurden, geheim zu halten habe,

· dass ich auch nach Beendigung meines Arbeitsverhältnisses das Datengeheimnis einzuhalten habe,

· dass ich nur aufgrund einer ausdrücklichen Anordnung (schriftlich oder mündlich) meines Arbeitgebers personenbezogene Daten verarbeiten darf, es sei denn, ich bin aufgrund einer unionsrechtlichen oder innerstaatlichen Rechtsvorschrift dazu verpflichtet,

· dass die vereinbarten Geheimhaltungspflichten, die über das Datengeheimnis hinausgehen, ebenfalls einzuhalten sind, solange diese nicht im Widerspruch zum Datenschutzgesetz und der DSGVO stehen,

· dass ich das Recht habe eine unzulässige Datenübermittlung zu verweigern und mir daraus kein Nachteil erwachsen darf,

· dass ich verpflichtet bin, an allfälligen Schulungen, die von meinem Arbeitgeber zur Weiterbildung meines datenschutzrechtlichen Know-Hows angeboten werden, teilzunehmen,

· dass ich verpflichtet bin, jede Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, die mir bekannt geworden ist, unverzüglich meinem Arbeitgeber zu melden,
· dass meinem Arbeitgeber Schaden entstehen kann und dass es arbeitsrechtliche Folgen haben kann, wenn ich gegen die oben genannten Verpflichtungen verstoße.

Im Besonderen verpflichte ich mich zur sorgfältigen Verwahrung mir anvertrauter Benutzerkennwörter, Passwörter und sonstiger Zugangsberechtigungen.

_________________________




_______________________________

Datum und Ort 







   Unterschrift ArbeitnehmerIn

Datengeheimnis nach § 6 DSG
(1) Der Verantwortliche, der Auftragsverarbeiter und ihre Mitarbeiter – das sind Arbeitnehmer (Dienstnehmer) und Personen in einem arbeitnehmerähnlichen (dienstnehmerähnlichen) Verhältnis – haben personenbezogene Daten aus Datenverarbeitungen, die ihnen ausschließlich auf Grund ihrer berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut wurden oder zugänglich geworden sind, unbeschadet sonstiger gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten, geheim zu halten, soweit kein rechtlich zulässiger Grund für eine Übermittlung der anvertrauten oder zugänglich gewordenen personenbezogenen Daten besteht (Datengeheimnis).

(2) Mitarbeiter dürfen personenbezogene Daten nur auf Grund einer ausdrücklichen Anordnung ihres Dienstgebers (Dienstgebers) übermitteln. Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben, sofern eine solche Verpflichtung ihrer Mitarbeiter nicht schon kraft Gesetzes besteht, diese vertraglich zu verpflichten, personenbezogene Daten aus Datenverarbeitungen nur aufgrund von Anordnungen zu übermitteln und das Datengeheimnis auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses/Auftragsverhältnisses (Dienstverhältnisses/Auftragsverhältnisses) zum Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter einzuhalten.

(3) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben die von der Anordnung betroffenen Mitarbeiter über die für sie geltenden Übermittlungsanordnungen und über die Folgen einer Verletzung des Datengeheimnisses zu belehren.

(4) Unbeschadet des verfassungsrechtlichen Weisungsrechts darf einem Mitarbeiter aus der Verweigerung der Befolgung einer Anordnung zur unzulässigen Datenübermittlung kein Nachteil erwachsen.

(5) Ein zugunsten eines Verantwortlichen bestehendes gesetzliches Aussageverweigerungsrecht darf nicht durch die Inanspruchnahme eines für diesen tätigen Auftragsverarbeiters, insbesondere nicht durch die Sicherstellung oder Beschlagnahme von automationsunterstützt verarbeiteten Dokumenten, umgangen werden.

Verletzung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen

und Missbrauch anvertrauter Vorlagen nach § 11 UWG
 (1) Wer als Bediensteter eines Unternehmens Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, die ihm vermöge des Dienstverhältnisses/Auftragsverhältnisses anvertraut oder sonst zugänglich geworden sind, während der Geltungsdauer des Dienstverhältnisses/Auftragsverhältnisses unbefugt anderen zu Zwecken des Wettbewerbes mitteilt, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. (BGBl. Nr. 120/1980, Art. I Z 6)

(2) Die gleiche Strafe trifft den, der Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, deren Kenntnis er durch eine der im Abs. 1 bezeichneten Mitteilungen oder durch eine gegen das Gesetz oder die guten Sitten verstoßende eigene Handlung erlangt hat, zu Zwecken des Wettbewerbes unbefugt verwertet oder an andere mitteilt.

(3) Die Verfolgung findet nur auf Verlangen des Verletzten statt.
Haftungsausschluss: Die Rechtsauskünfte dienen ausschließlich der Information des

Adressaten. Sie wurden nach bestem Wissen und Gewissen erstellt. Die BSO kann für

deren Vollständigkeit und Richtigkeit dennoch keine Haftung übernehmen.
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